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Regierungwill aufGesamtschauzumWohnenverzichten
Kantonsrat FabrizioMisticoni fordert denRegierungsrat auf, die angespannte Situation
auf demWohnungsmarkt zu verbessern. Doch dieser wiegelt ab.

Susanne Balli

Mieten, die kontinuierlich an-
steigen, und tiefe Leerwoh-
nungsziffern:Grüne-Kantonsrat
Fabrizio Misticoni (Sursee)
macht sich Sorgen umdieWoh-
nungssituation im Kanton Lu-
zern, die sich in den vergange-
nen Jahren verschlechtert habe
undsozialpolitischeSpannungs-
felderberge. IneinerMotion for-
dert er vom Regierungsrat eine
GesamtschauzumThemaWoh-
nen. IneinemBericht solldieRe-
gierung aufzeigen, mit welchen

Massnahmen die angespannte
Situation auf dem Wohnungs-
markt langfristigverbessertwer-
den kann. Dies namentlich in
den Bereichen der Raumpla-
nung, Wohnförderung, Liegen-
schaften- undGrundstückspoli-
tik sowie desMietrechts.

Der Regierungsrat will je-
dochnicht aufMisticonisForde-
rungeneingehenundbeantragt
beim Kantonsrat, den Vorstoss
abzulehnen. «Massnahmen
gegen die Wohnungsnot sind
zweifelsfreiwichtig, dieHaupt-
verantwortung dazu liegt aber

grundsätzlich nicht beim Kan-
ton», schreibt die Regierung in
ihrer Antwort.

Planungsbericht«nicht
das richtige Instrument»
SohabebeispielsweisederBund
im Februar einen Aktionsplan
gegenWohnungsknappheit vor-
gestellt, der eine Situationsana-
lyseundmöglicheMassnahmen
enthalte. «Andererseits ist die
Wohnbauförderung im Kanton
in erster Linie eine kommunale
Aufgabe.»DieGemeindenkön-
nen lautRegierung innerhalbder

bestehendenrechtlichenGrund-
lagen «ihre Möglichkeiten zum
Beispiel zur Förderung von ge-
meinnützigem oder genossen-
schaftlichemWohnungsbau be-
reits heute ausschöpfen». Dies
zeige sichdennauchdarin, dass
derKantonLuzern imVergleich
zuanderenKantonen«einenho-
henAnteil anGenossenschafts-
wohnungenamgesamtenWoh-
nungsbestand»habe.

Gemäss Regierung sind die
Förderinstrumente im Kanton
Luzern bekannt und eswürden
bereits auf kommunaler, kanto-

naler und Bundesebene An-
strengungen unternommen,
umVerbesserungen imBereich
des Wohnungsbaus erreichen
zu können. EinPlanungsbericht
sei «nicht das richtige Instru-
ment für eine Lösung der Her-
ausforderungen auf demWoh-
nungsmarkt».

Ebenfalls zurAblehnungbe-
antragt der Regierungsrat
ein Postulat betreffend Wohn-
bau- und Eigentumsförderung
von Fabrizio Misticoni. In
diesem fordert er dieRegierung
auf, mögliche Massnahmen

zu prüfen, um den sozialen
Wohnbau und die Wohnbau-
genossenschaftenzustärkenso-
wie das Gesetz über Wohnbau-
undEigentumsförderungumzu-
setzen. Doch der Regierungsrat
erachtet zusätzliche kantonale
Fördermassnahmen nicht als
notwendig beziehungsweise
zielführend.Dies«aufgrundder
Anstrengungen auf Bundesebe-
ne sowie der bereits bestehen-
denMöglichkeitenaufGemein-
deebene und der beschränkten
Möglichkeiten des Kantons» in
dieser Sache.

DerSchweinestallderZukunft
Die Zentralschweizer Kantone fördern den Bau von emissionsarmen Ställen.
EinMusterbeispiel in Ufhusen zeigt auf, wie die künftige Schweinehaltung aussieht.

Reto Bieri

Nachwievorgelangt zuvielAm-
moniak indieLuft.Das schädigt
sensible Ökosysteme wie etwa
Moore und Wälder. Hauptver-
antwortlich dafür ist die Land-
wirtschaft, beziehungsweiseKot
und Urin der Nutztiere. Mit
einemAnreizprogrammwill der
BunddieseEmissionen senken.
Für tiefere Emissionen setzen
sich auch die Zentralschweizer
Kantone ein – im Rahmen des
RessourcenprojektsAmmoniak
und Geruch. Mit an Bord sind
der Luzerner Bauernverband
(LBV), der Zentralschweizer
BauernbundunddieGemeinde
Hohenrain.

Nebst der Abdeckung von
Güllelagern und der Schlepp-
schlauchpflicht setzt man auf
den Bau sogenannt emissions-
armer Ställe. Vor einem Jahr
haben die Verantwortlichen
den ersten Musterstall für
Rindvieh präsentiert. AmMon-
tagnachmittag luden die Ver-
antwortlichen zur Besichtigung
des zweiten Projekts ein, dem
ersten Musterstall für Schwei-
ne. Bekanntlich ist deren Hal-
tung der wichtigste Landwirt-
schaftszweig im Kanton Lu-
zern, wo jedes dritte der rund
1,3 Millionen Schweizer
Schweine lebt.

DerMusterstall steht inUf-
husen und gehört Kaspar und
Esther Sigrist. Vor einem Jahr
ergänzte die Familie ihren be-
stehenden Schweinestall mit
einem Anbau des Abferkel-
stalls und einemErweiterungs-
bau des Jagerstalls. Der Hof ist
knapp 36 Hektaren gross, da-
von sind rund 26 Hektaren
Ackerfläche. «Für unswar klar:
Wennwir umbauen, dannwol-
len wir den Betrieb auf den
neusten Stand bringen», sagte
Kaspar Sigrist.

Erdbodenkühlt im
SommerdieStallluft
So wird die Frischluft für den
Stall, wo die rund 700 Jung-
schweine – Jager genannt – ge-
halten werden, durch einen da-
runterliegenden Kanal angezo-
gen. Von dort wird sie unters
Dach geführt und senkt sich in

denStall ab.Mithilfedeskühlen
Erdbodens wird die Frischluft
imSommer umbis zudreiGrad
abgekühlt, erklärte Markus
Bucheli, Berater am BBZN Ho-
henrain. Er begleitete denStall-
bau inUfhusen als Bau-Coach.

Umgekehrt ist der Effekt im
Winter:DannwirddieFrischluft
um bis zu 6 Grad wärmer. Die
Schweine seien weniger ge-
stresst,weil die Stalltemperatur
ausgeglichen ist, keine Zugluft
herrscht unddieStallluft sauber
ist, sagte Bucheli. Zudem gebe
espraktischkeineGeruchsemis-
sionenmehr.Das freuenichtnur
dieFamilieSigrist, sondernauch
dieNachbarn.

Laut Kaspar Sigrist fühlen
sich die Tiere wohl im neuen
Stall. «Durch die abgekühlte

Luft könnten die Tiere ruhiger
atmen und sind weniger ge-
stresst von der Hitze.» Als wei-
tere Massnahme wurde beim
Abferkelstall eineEntmistungs-
anlage sowie eine sogenannte
Cool-Pad-Anlage installiert.
MithilfediesesWasservorhangs
kann die Luft im Sommer ge-
kühlt werden.

Das Herzstück des Muster-
stalls inUfhusen ist eineWasch-
anlage für die Abluft. Mithilfe
vonWasser undMikrobenwird
diegesamteLuft ausdenStällen
von Staub, Ammoniak und Ge-
rüchen gereinigt. Die Ammo-
niakemissionenwerden lautden
Verantwortlichen um rund 70
Prozent reduziert.

Das hat allerdings seinen
Preis: Rund 100000 Franken

hat der Biowäscher gekostet.
DavonübernimmtdasRessour-
cenprojekt laut Kaspar Sigrist
rundzehnProzent. LautdenBe-
teiligten stellen der Bund und
die Trägerschaft für das Res-
sourcenprojekt Ammoniak und
Geruch von 2021 bis 2026 ins-
gesamt 5,1 Millionen Franken
zur Verfügung. Davon sind 1,2
Millionen fürdasTeilprojektGe-
ruch vorgesehen.

Skepsisgegenüber
Luftwäschern
Das Ziel sei es, sagte Raphael
Felder,GeschäftsführerdesLBV
und Leiter des Ressourcenpro-
jekts, dieAmmoniakemissionen
zu reduzieren und gleichzeitig
das Tierwohl zu unterstützen.
«Mit den Musterställen zeigen

wir auf, was möglich ist.» Sie
sollen auch eine Brücke zwi-
schen Wissenschaft und Praxis
schlagen.

AmAnlasswurde allerdings
auchSkepsis geäussert, obLuft-
wäscheanlagen in Zukunft zum
Standardwerden. Sie seien teu-
er in der Anschaffung und im
Unterhalt nicht pflegeleicht.
Besser sei es, sagte ein Teilneh-
mer, dasProblemanderWurzel
zu packen und die Emissionen
im Stall möglichst nicht entste-
hen zu lassen. Ein anderer be-
kräftigte: «Das A und O sind
möglichst wenig verschmutzte
Flächen.» Grund: Wenn sich
Urin und Kot mischen, bildet
sich schon nachwenigenMinu-
ten das für die Umwelt schädli-
che Ammoniakgas.

Esther und Kaspar Sigrist haben auf ihrem Hof einen Musterstall für Schweine gebaut. Das Herzstück ist der schwarze Kasten, die Luftwä-
scheanlage. Bild: Boris Bürgisser (Ufhusen, 11. 3. 2024)

Bewilligungspraxis
überprüfen
Ambulante Pflege Betriebsbe-
willigungen fürPflegedienstleis-
tungen, zumBeispiel von Spite-
xorganisationen,werdenbisher
vondenGemeindenerteilt.Mit-
te-KantonsratDanielRüttimann
(Hochdorf) möchte, dass künf-
tig der Kanton für diese Be-
triebsbewilligungen zuständig
ist. Denn dazu vorangehende
Abklärungenseienkomplexund
würden indenallermeistenFäl-
lenbereits heute aneinentspre-
chendeKompetenzzentrumde-
legiert. Geht es nach ihm, soll
die ambulante Pflege kantonal
geregelt werden. Es mache we-
nigSinn, dieKompetenzweiter-
hin der jeweiligen Standortge-
meinde zu überlassen.

WiederRegierungsrat in sei-
nerAntwort schreibt,würdedie
Bewilligungserteilung undAuf-
sicht durch den Kanton «im
Hinblick auf einebessereEffek-
tivität undEffizienz zwardurch-
aus auch Vorteile gegenüber
dem bisherigen Vollzug durch
jede einzelne Gemeinde bie-
ten». Dennoch sieht er keinen
dringendenHandlungsbedarf.

Er will aber imRahmen der
KVG-Revision zur einheitlichen
Finanzierung ambulanter und
stationärer Leistungen, die ab
2028 schrittweise in Kraft tre-
ten wird, die bestehenden Re-
gelungenüber die Pflegeversor-
gung und -finanzierung über-
prüfen. «Der Regierungsrat
erachtet es als sinnvoll, dasAn-
liegen des Postulats in diesem
Zusammenhang ebenfalls auf-
zugreifen», heisst esweiter.Da-
her beantragt er beimKantons-
rat, das Postulat als teilweise er-
heblich zu erklären. (sb)

Kommission für
Montana-Verkauf
Höhenklinik DervonderRegie-
rung geplante Verkauf der Hö-
henklinik Montana an das
«Swiss Medical Network»
kommt bei der Kommission für
Verkehr und Bau (VBK) gross-
mehrheitlich gut an. Dies teilt
VBK-Präsidentin Laura Spring
(Grüne, Luzern)mit.

Das Parlament behandelt
das Geschäft, das dem Kanton
einen Erlös von 12,5 Millionen
Franken bringt, in der Session
von nächsterWoche. (nus)


